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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An ihrer ersten Versammlung mit zwei eigenen Bundesräten beschlossen die SVP-
Delegierten in Wil (SG) dreimal die Ja-Parole für die Abstimmung vom 8. Februar.
Bundesrat Blocher, der das Nein der Regierung zur Verwahrungsinitiative vertrat, wies
darauf hin, dass er über die politischen Schwerpunkte des Bundesrats spreche, bevor
die erste Bundesratssitzung in der neuen Zusammensetzung stattgefunden habe. Er sei
beauftragt zu sagen, was Bundesrat und Parlament dazu bewogen habe, die Initiative
abzulehnen, seine persönliche Meinung spiele hier keine Rolle. Die Delegierten
befürworteten die Initiative mit 398:16 Stimmen, den Gegenentwurf zur Avanti-Initiative
mit 282:25 und die Mietrechtsrevision mit 311:52 Stimmen. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.01.2004
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung Ende August in Basel verabschiedete die CVP ein
Positionspapier zur Volksschule, das unter anderem folgende Forderungen enthielt:
Eine gezieltere Sprachförderung, ein striktes Schulobligatorium, Naturwissenschaften
ab der ersten Klasse, die Schaffung von Tagesstrukturen und eine stärkere Einbindung
der Eltern. So sollen etwa Elternabende und andere Termine mit Eltern von den Schulen
obligatorisch erklärt werden können und Bussen bei unentschuldigtem Fernbleiben
möglich sein. Die CVP richtete sich gegen die freie Schulwahl, weil diese den
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Qualität der Schule gefährden könne. Kantone
sollen Privatschulen zwar unterstützen dürfen, es soll jedoch keine Bildungsgutscheine
geben, um den staatlichen Schulen nicht die Mittel zu entziehen. Die Delegierten
sprachen sich auch für das Konkordat Harmos aus. Die CVP fasste weiter für ein
mögliches Referendum über die Personenfreizügigkeit die Parole: Mit 213 zu 1 Stimme
stimmten sie der Weiterführung und Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit der EU
zu. Die Partei gab zudem die Nein-Parole zur Volksinitiative für die Unverjährbarkeit
pornografischer Straftaten an Kindern bekannt. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.09.2008
SABINE HOHL

An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Oktober in Lenzburg (AG) befasste sich die
SVP mit dem Zustand und der Zukunft der Schweizer Armee. Sie verabschiedete zwei
Positionspapiere zur strategischen Lage der Schweiz und zum Armeeauftrag. In
letzterem wurde gefordert, der Bundesrat solle der Armee auf Basis der bewaffneten
Neutralität einen konkreten Auftrag erteilen. Es solle für die Armee verbindliche,
überprüfbare Ziele geben. Die Delegierten beschlossen zudem mit 350 zu 15 Stimmen
eine Statutenänderung, wonach Mitglieder der SVP, die eine Wahl in den Bundesrat
annehmen, ohne von der Partei offiziell nominiert worden zu sein, automatisch ihre
SVP-Mitgliedschaft verlieren. Die Mitgliedschaft von ausgeschlossenen Personen kann
erneuert werden, wenn die SVP-Bundeshausfraktion und der Zentralvorstand dem je
mit Zweidrittelmehrheit zustimmen. Die SVP-Delegierten beschlossen fast einstimmig
die Nein-Parole zur Hanfliberalisierungsinitiative und zum revidierten
Betäubungsmittelgesetz. Folgende Parolen waren bereits durch den Zentralvorstand
beschlossen worden: Nein zur SGB-Initiative für eine Flexibilisierung des Rentenalters,
Ja zur Initiative für die Beschränkung des Verbandsbeschwerderechts und zur Initiative
für die Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kindern. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 05.10.2008
SABINE HOHL

Linke und ökologische Parteien

Bei den eidgenössischen Abstimmungen verwarf der Zentralvorstand den Beitritt zum
IWF und die Revision des Stempelsteuergesetzes, empfahl hingegen beide Vorlagen
zum Gewässerschutz, den Zivildienst- und den Gentechnologieartikel sowie die
Sexualstrafrechtsreform zur Annahme. Ebenso unterstützte die PdA die
Krankenkassen- und die Tierversuchsinitiative, die NEAT sowie den EWR-Beitritt.
Stimmfreigabe wurde zur Vorlage über das bäuerliche Bodenrecht beschlossen. Die
abgespaltene Basler «PdA (-gegründet) 1944» stellte sich gegen den EWR-Beitritt 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Im August feierte die Grüne Partei Schweiz an einer Jubiläumsversammlung in Biel (BE)
ihr 25-jähriges Bestehen. Die Delegierten verabschiedeten einstimmig eine Resolution
gegen neue Atomkraftwerke in der Schweiz. Sie forderten zudem höhere Fördergelder
für Energieeffizienz und erneuerbare Energien. Die Initiative „Für ein flexibles
Rentenalter“ des SGB erhielt mit 136 zu 1 Stimme bei 19 Enthaltungen die Unterstützung
der Grünen. Befürwortet wurden auch die Hanfinitiative und das revidierte
Betäubungsmittelgesetz, während die Initiative für die Unverjährbarkeit
pornografischer Straftaten an Kindern abgelehnt wurde. Die Grünen sprachen sich auch
einstimmig gegen die Initiative zum Verbandsbeschwerderecht aus. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.08.2008
SABINE HOHL

Konservative und Rechte Parteien

Die in neun Kantonen (BE, ZH, VD, SH, BS, AG, SO, BL, GL) existierende EDU, welche eine
Politik auf der Basis von christlichen und rechts-konservativen Werten verfolgt,
bekämpfte im Berichtsjahr das revidierte Sexualstrafrecht durch die Ergreifung des
Referendums; die Partei lehnte von den eidgenössischen Abstimmungen die Vorlage
zum Stimm- und Wahlrechtsalter 18 ab. Im Bereich der Europapolitik nahm die EDU
eine isolationistische Haltung ein und warnte vor einer Selbstaufgabe der Schweiz. Mit
ihrem Parteipräsidenten Werner Scherrer ist die EDU dank einem Sitzgewinn im Kanton
Bern erstmals im Nationalrat vertreten; gesamtschweizerisch erreichte die EDU,
welche in fünf Kantonen kandidiene (ZH, BE, BS, SH, AG) 1,0% Wähleranteil, im Kanton
Bern 3,4%. 
Scherrer blieb im NR fraktionslos. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu sämtlichen eidgenössischen Abstimmungsvorlagen ausser jener über die Revision
des Stempelsteuergesetzes empfahl die AP die Nein-Parole. Diejenige zum EWR-
Beitritt wurde einstimmig gefasst. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.08.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die EDU bekämpfte erfolglos die Revision des Sexualstrafrechts, gegen welche sie im
Vorjahr, unterstützt von konservativen Walliser Kreisen, das Referendum eingereicht
hatte. Den von ihr abgelehnten Beitritt der Schweiz zum EWR bezeichnete die EDU als
Verrat der Heimat. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den eidgenössischen Vorlagen blieb die Delegiertenversammlung in der Frage der
Revision des Sexualstrafrechts sehr geteilter Meinung; mit 36 zu 28 Stimmen konnte
der noch amtierende Präsident Dünki eine knappe Mehrheit für die Ja-Parole gegen die
Verfechter einer konservativen Linie hinter Zwygart gewinnen. Noch knapper war der
Entscheid über den Beitritt zum EWR, den die DV mit 66 zu 65 Stimmen bei vier
Enthaltungen befürwortete. Die Sektionen Aargau und Basel-Land fassten die Nein-
Parole, während Schaffhausen Stimmfreigabe beschloss. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

An ihrer Delegiertenversammlung im August in Schaffhausen fasste die EVP die Parolen
für die anstehenden eidgenössischen Abstimmungen. Die Hanfinitiative wurde deutlich
abgelehnt. Dem revidierten Betäubungsmittelgesetz stimmten die Delegierten dagegen
mit grossem Mehr zu. Die Unverjährbarkeitsinitiative wurde deutlich zur Ablehnung
empfohlen, ebenso die Initiative zum Verbandsbeschwerderecht. Ein Ja gab es für die
Initiative des SGB für ein flexibles Rentenalter und die Zusatzfinanzierung der
Invalidenversicherung durch eine Anhebung der Mehrwertsteuer. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.08.2008
SABINE HOHL

Hugo Fasel (FR), Nationalrat der Christlich-sozialen Partei (CSP), trat auf Ende des
Jahres zurück. Sein Sitz wurde von Marie-Thérèse Weber-Gobet übernommen. Fasel
war 17 Jahre im Nationalrat gesessen und hatte die Politik der CSP auf der nationalen
Ebene geprägt. An ihrer Delegiertenversammlung im April fassten die Christlichsozialen
folgende Parolen: Nein zur Einbürgerungsinitiative, zur Initiative „für Volkssouveränität
statt Behördenpropaganda“ und zum Gesundheitsartikel. Im Oktober beschlossen die
Delegierten der CSP die Ja-Parole zur SGB-Initiative für eine Flexibilisierung des
Rentenalters, zur Hanfliberalisierungsinitiative und zum revidierten
Betäubungsmittelgesetz. Abgelehnt wurden die Initiative für die Einschränkung des
Verbandsbeschwerderechts und die Initiative für die Unverjährbarkeit pornografischer

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.10.2008
SABINE HOHL
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Straftaten an Kindern. 11

An ihrer Delegiertenversammlung im Oktober in Bellinzona beschloss die EDU die Ja-
Parole zur Initiative für die Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kindern.
Unterstützung erhielt knapp auch die Volksinitiative für eine Einschränkung des
Verbandsbeschwerderechts, während die Initiative des SGB für eine Flexibilisierung des
Rentenalters deutlich abgelehnt wurde. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.2008
SABINE HOHL

Anfang des Jahres wurde Peter Commarmot (AG) zum neuen Präsidenten der
Freiheitspartei Schweiz (FPS) gewählt. Er löste Jürg Scherrer ab. Die Delegierten der FPS
fassten an ihrer Versammlung im April in Reiden (LU) folgende Parolen: Ja zur Initiative
„für Volkssouveränität statt Behördenpropaganda“ und zur SVP-Einbürgerungsinitiative,
Nein zum Gesundheitsartikel. Jürg Scherrer, Gemeinderat der FP in Biel, trat nach 16
Jahren Amtszeit nicht mehr zu den Wahlen an. Die FP konnte seinen hauptamtlichen
Sitz nicht halten, ihr verbleibt ein nebenamtlicher Sitz. Die FP Biel war gemeinsam mit
der SVP zu den Wahlen angetreten, was zu einem Konflikt mit der kantonalbernischen
FP führte. Die Freiheitspartei hat nur noch einen Sitz im Bernischen Grossen Rat und
auf lokaler Ebene die Sitze in der Bieler Exekutive und Legislative. Die Partei lehnte im
Herbst die Hanfliberalisierungsinitiative, das revidierte Betäubungsmittelgesetz, die
Unverjährbarkeitsinitiative und die SGB-Initiative für ein flexibles AHV-Alter ab. Sie
befürwortete die Initiative für eine Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2008
SABINE HOHL

Der ehemalige Nationalrat Yannick Buttet (cvp/pdc, VS) wurde im November 2021 der
sexuellen Belästigung schuldig gesprochen und zu einer bedingten Geldstrafe verurteilt.
Die Strafanzeige gegen Buttet war im September 2020 von der Walliser Lokalpolitikerin
Laude-Camille Chanton (VS, fdp/plr) eingereicht worden, woraufhin Buttet von einer
erneuten Kandidatur als Gemeindepräsident seiner Gemeinde Collombey-Muraz absah.
Bereits im August 2018 war Buttet in einem anderen Fall wegen Nötigung und
unrechtmässiger Aneignung verurteilt worden. Das Bekanntwerden jenes Falls hatte zur
«Buttet-Affäre» und zu seinem Rücktritt aus dem Nationalrat sowie aus dem
Vizepräsidium der CVP Schweiz geführt; an seinem Amt als Gemeindepräsident hatte er
damals indessen noch festgehalten. 14

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.11.2021
HANS-PETER SCHAUB
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